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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/251 DER KOMMISSION 

vom 23. Februar 2016 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 23. Februar 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 IL  283,3 

MA  91,7 

SN  172,2 

TN  107,9 

TR  102,0 

ZZ  151,4 

0707 00 05 MA  84,1 

TR  177,1 

ZZ  130,6 

0709 91 00 TN  173,6 

ZZ  173,6 

0709 93 10 MA  40,5 

TR  159,5 

ZZ  100,0 

0805 10 20 EG  44,1 

IL  77,2 

MA  51,2 

TN  54,0 

TR  61,7 

ZZ  57,6 

0805 20 10 IL  130,4 

MA  88,5 

TR  84,6 

ZZ  101,2 

0805 20 30, 0805 20 50, 
0805 20 70, 0805 20 90 

EG  68,8 

IL  138,8 

JM  161,2 

MA  113,4 

TR  43,5 

ZZ  105,1 

0805 50 10 EG  90,7 

IL  96,1 

MA  64,8 

TR  90,7 

ZZ  85,6 
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(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0808 10 80 CL  93,6 

US  107,4 

ZZ  100,5 

0808 30 90 CL  114,0 

CN  89,7 

TR  156,1 

ZA  100,0 

ZZ  115,0 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (EU) 2016/252 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 25. November 2015 

über die Inanspruchnahme des Solidaritätsfonds der Europäischen Union zur Bereitstellung von 
Vorauszahlungen 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2012/2002 des Rates vom 11. November 2002 zur Errichtung des Solidaritäts­
fonds der Europäischen Union (1), insbesondere auf Artikel 4a Absatz 4, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 zwischen dem Europäischen Parlament, dem 
Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung (2), insbesondere auf Nummer 11, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Solidaritätsfonds der Europäischen Union (der „Fonds“) soll die Union in die Lage versetzen, rasch, wirksam 
und flexibel auf Notsituationen zu reagieren und sich mit der Bevölkerung in den von Katastrophen betroffenen 
Regionen solidarisch zu zeigen. 

(2)  Nach Artikel 10 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates (3) besteht für den Fonds eine 
Obergrenze in Höhe von 500 Mio. EUR (zu Preisen von 2011). 

(3)  In Artikel 4a Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 2012/2002 ist vorgesehen, dass der Fonds für einen Betrag in 
Höhe von bis zu 50 000 000 EUR für Vorschusszahlungen in Anspruch genommen werden kann und dass die 
entsprechenden Mittel in den Gesamthaushaltsplan der Union eingestellt werden — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2016 werden aus dem Solidaritäts­
fonds der Europäischen Union Mittel für Verpflichtungen und Mittel für Zahlungen in Höhe von 50 000 000 EUR für 
Vorauszahlungen bereitgestellt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Straßburg am 25. November 2015. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 

Der Präsident 
M. SCHULZ  

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
N. SCHMIT   
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BESCHLUSS (EU) 2016/253 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 25. November 2015 

über die Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstruments für haushaltspolitische Sofortmaßnahmen 
zur Bewältigung der Flüchtlingskrise 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 zwischen dem Europäischen Parlament, dem 
Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung (1), insbesondere auf Nummer 12, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 11 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates (2) kann das Flexibilitätsinstrument 
innerhalb der jährlichen Obergrenze von 471 Mio. EUR (zu Preisen von 2011) in Anspruch genommen werden, 
um genau bestimmte Ausgaben zu finanzieren, die innerhalb der Obergrenzen einer oder mehrerer Rubriken 
nicht getätigt werden konnten. 

(2)  Aufgrund des dringenden Bedarfs müssen wesentliche Mittel für die Finanzierung von Maßnahmen zur Linderung 
der Migrations- und Flüchtlingskrise bereitgestellt werden. 

(3)  Nach Prüfung aller Möglichkeiten einer Mittelumschichtung innerhalb der Ausgabenobergrenze für Rubrik 3 
(Sicherheit und Unionsbürgerschaft) und Rubrik 4 (Globales Europa) erweist es sich als erforderlich, das Flexibilitätsin­
strument zur Ergänzung der Finanzmittel aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union für das 
Haushaltsjahr 2016 über die Obergrenze von Rubrik 3 hinaus mit 1 506 Mio. EUR und über die Obergrenze von 
Rubrik 4 hinaus mit 24 Mio. EUR in Anspruch zu nehmen, um mit diesen Mitteln Maßnahmen im Bereich 
Migration und Flüchtlinge zu finanzieren. Hierzu sollten die verfügbaren jährlichen Beträge, die im Rahmen des 
Flexibilitätsinstruments in den Haushaltsjahren 2014 und 2015 nicht verwendet wurden, herangezogen werden. 

(4)  Auf der Grundlage des erwarteten Zahlungsprofils sollten die Mittel für Zahlungen, die dieser Inanspruchnahme 
des Flexibilitätsinstruments entsprechen, über mehrere Haushaltsjahre verteilt werden (voraussichtlich 
734,2 Mio. EUR im Jahr 2016, 654,2 Mio. EUR im Jahr 2017, 83,0 Mio. EUR im Jahr 2018 und 58,6 Mio. EUR 
im Jahr 2019) — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2016 wird das Flexibilitätsin­
strument in Anspruch genommen, um in Rubrik 3 (Sicherheit und Unionsbürgerschaft) Mittel für Verpflichtungen im 
Umfang von 1 506 Mio. EUR und in Rubrik 4 (Globales Europa) Mittel für Verpflichtungen im Umfang von 24 Mio. EUR 
einzustellen. 

Mit diesen Beträgen werden Maßnahmen zur Bewältigung der Flüchtlingskrise finanziert. 

2. Auf der Grundlage des erwarteten Zahlungsprofils werden die dieser Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstruments 
entsprechenden Mittel für Zahlungen wie folgt aufgeteilt: 

a)  2016: 734,2 Mio. EUR; 

b)  2017: 654,2 Mio. EUR; 
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c)  2018: 83,0 Mio. EUR; 

d)  2019: 58,6 Mio. EUR. 

Die einzelnen Beträge für jedes Haushaltsjahr werden im Rahmen des jährlichen Haushaltsverfahrens genehmigt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Straßburg am 25. November 2015 

Im Namen des Europäischen Parlaments 

Der Präsident 
M. SCHULZ  

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
N. SCHMIT   
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2016/254 DES RATES 

vom 12. Februar 2016 

über die Aufnahme des automatisierten Austauschs von Fahrzeugregisterdaten mit Lettland 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf den Beschluss 2008/615/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur Vertiefung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität (1), 
insbesondere auf Artikel 33, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 25 Absatz 2 des Beschlusses 2008/615/JI darf die in dem genannten Beschluss vorgesehene 
Übermittlung personenbezogener Daten erst beginnen, wenn die in Kapitel 6 des genannten Beschlusses 
enthaltenen allgemeinen Datenschutzbestimmungen in das innerstaatliche Recht des Gebiets des an der 
Übermittlung beteiligten Mitgliedstaats umgesetzt worden sind. 

(2)  Nach Artikel 20 des Beschlusses 2008/616/JI (3) des Rates muss die Überprüfung der Erfüllung der genannten 
Bedingung in Bezug auf den automatisierten Datenaustausch gemäß Kapitel 2 des Beschlusses 2008/615/JI auf 
der Grundlage eines Bewertungsberichts erfolgen, dem ein Fragebogen, ein Bewertungsbesuch und ein Testlauf 
zugrunde liegen. 

(3)  Nach Kapitel 4 Nummer 1.1 des Anhangs des Beschlusses 2008/616/JI betrifft der von der zuständigen 
Ratsarbeitsgruppe erstellte Fragebogen alle Arten des automatisierten Datenaustauschs und ist von einem 
Mitgliedstaat zu beantworten, sobald dieser der Auffassung ist, dass er die Voraussetzungen für einen Austausch 
von Daten der jeweiligen Kategorie erfüllt. 

(4)  Lettland hat den Fragebogen zum Datenschutz und den Fragebogen zum Austausch von Fahrzeugregisterdaten 
ausgefüllt. 

(5)  Lettland hat mit den Niederlanden einen erfolgreichen Testlauf durchgeführt. 

(6)  Es wurde ein Bewertungsbesuch in Lettland durchgeführt, und das niederländische und lettische Bewertungsteam 
hat einen Bericht erarbeitet und ihn der zuständigen Ratsarbeitsgruppe zugeleitet. 

(7)  Dem Rat wurde ein Gesamtbericht mit einer Zusammenfassung der Ergebnisse des Fragebogens, des 
Bewertungsbesuchs und des Testlaufs zum Austausch von Fahrzeugregisterdaten vorgelegt. 

(8)  Der Rat hat am 8. Oktober 2015 festgestellt, dass Lettland die in Kapitel 6 des Beschlusses 2008/615/JI 
enthaltenen allgemeinen Datenschutzbestimmungen vollständig umgesetzt hat. 

(9)  Daher sollte Lettland für die Zwecke des automatisierten Abrufs von Fahrzeugregisterdaten berechtigt sein, 
personenbezogene Daten nach Artikel 12 des Beschlusses 2008/615/JI zu empfangen und zu übermitteln. 

(10)  Dänemark ist durch den Beschluss 2008/615/JI gebunden und beteiligt sich daher an der Annahme und 
Anwendung des vorliegenden Beschlusses zur Durchführung des Beschlusses 2008/615/JI. 

(11)  Irland ist durch den Beschluss 2008/615/JI gebunden und beteiligt sich daher an der Annahme und Anwendung 
des vorliegenden Beschlusses zur Durchführung des Beschlusses 2008/615/JI. 

(12)  Das Vereinigte Königreich ist nicht durch den Beschluss 2008/615/JI gebunden und beteiligt sich daher nicht an 
der Annahme des vorliegenden Beschlusses zur Durchführung des Beschlusses 2008/615/JI und ist weder durch 
diesen gebunden noch zu seiner Anwendung verpflichtet — 
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die Zwecke des automatisierten Abrufs von Fahrzeugregisterdaten ist Lettland berechtigt, personenbezogene Daten 
nach Artikel 12 des Beschlusses 2008/615/JI ab dem 24. Februar 2016 zu empfangen und zu übermitteln. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Dieser Beschluss wird gemäß den Verträgen angewandt. 

Geschehen zu Brüssel am 12. Februar 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J.R.V.A. DIJSSELBLOEM  
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BESCHLUSS (EU) 2016/255 DER KOMMISSION 

vom 23. Februar 2016 

zur Änderung des Anhangs der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und 
dem Staat Vatikanstadt 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Währungsvereinbarung vom 17. Dezember 2009 zwischen der Europäischen Union und dem Staat 
Vatikanstadt, insbesondere auf Artikel 8 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 8 Absatz 1 der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und dem Staat 
Vatikanstadt (im Folgenden die „Währungsvereinbarung“) ist der Staat Vatikanstadt verpflichtet, Rechtsakte und 
Vorschriften der Union in den Bereichen Euro-Banknoten und -Münzen, Verhinderung von Geldwäsche, Betrug 
und Fälschung von Bargeld und bargeldlosen Zahlungsmitteln, Medaillen und Marken sowie statistische Berichts­
pflichten umzusetzen. Die betreffenden Rechtsakte und Vorschriften sind im Anhang der Währungsvereinbarung 
aufgelistet. 

(2)  Der Anhang der Währungsvereinbarung muss von der Kommission alljährlich geändert werden, um neuen 
einschlägigen Rechtsakten und Vorschriften der Union sowie Änderungen an bestehenden Rechtsakten und 
Vorschriften Rechnung zu tragen. 

(3)  Einige neue einschlägige Rechtsakte und Vorschriften der Union sowie einige Änderungen bestehender Rechtsakte 
wurden erlassen und müssen in den Anhang aufgenommen werden. 

(4)  Der Anhang der Währungsvereinbarung sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und dem Staat Vatikanstadt wird durch den 
Anhang des vorliegenden Beschlusses ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 23. Februar 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

„ANHANG  

Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist  

Verhinderung der Geldwäsche  

1 Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Okto­
ber 2005 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geld­
wäsche und der Terrorismusfinanzierung (ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 15) (*) 

31. Dez. 2010  

Geändert durch:  

2 Richtlinie 2008/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2005/60/EG zur Verhinderung der Nutzung des 
Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung im 
Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse (ABl. L 76 
vom 19.3.2008, S. 46).   

Ergänzt durch:  

3 Rahmenbeschluss 2001/500/JI des Rates vom 26. Juni 2001 über Geldwäsche so­
wie Ermittlung, Einfrieren, Beschlagnahme und Einziehung von Tatwerkzeugen und 
Erträgen aus Straftaten (ABl. L 182 vom 5.7.2001, S. 1).  

4 Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Oktober 2005 über die Überwachung von Barmitteln, die in die Gemeinschaft 
oder aus der Gemeinschaft verbracht werden (ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 9).  

5 Richtlinie 2006/70/EG der Kommission vom 1. August 2006 mit Durchführungs­
bestimmungen für die Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates hinsichtlich der Begriffsbestimmung von politisch exponierten Personen und 
der Festlegung der technischen Kriterien für vereinfachte Sorgfaltspflichten sowie 
für die Befreiung in Fällen, in denen nur gelegentlich oder in sehr eingeschränktem 
Umfang Finanzgeschäfte getätigt werden (ABl. L 214 vom 4.8.2006, S. 29) (**)  

6 Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. November 2006 über die Übermittlung von Angaben zum Auftraggeber bei 
Geldtransfers (ABl. L 345 vom 8.12.2006, S. 1).  

7 Richtlinie 2014/42/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 
2014 über die Sicherstellung und Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträgen aus 
Straftaten in der Europäischen Union (ABl. L 127 vom 29.4.2014, S. 39). 

31. Dez. 2016 (2) 

8 Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Auf­
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1). 

31. Dez. 2017 (3) 
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Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist 

9 Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richt­
linie 2006/70/EG der Kommission (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73). 

31. Dez. 2017 (3)  

Verhinderung von Betrug und Fälschung  

10 Rahmenbeschluss 2001/413/JI des Rates vom 28. Mai 2001 zur Bekämpfung 
von Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln 
(ABl. L 149 vom 2.6.2001, S. 1). 

31. Dez. 2010 

11 Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 des Rates vom 28. Juni 2001 zur Festlegung 
von zum Schutz des Euro gegen Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen 
(ABl. L 181 vom 4.7.2001, S. 6). 

31. Dez. 2010  

Geändert durch:  

12 Verordnung (EG) Nr. 44/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 zur Festlegung von zum Schutz des Euro ge­
gen Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 1).  

13 Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 des Rates vom 6. Dezember 2004 über Medail­
len und Münzstücke mit ähnlichen Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 373 vom 
21.12.2004, S. 1). 

31. Dez. 2010  

Geändert durch:  

14 Verordnung (EG) Nr. 46/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 über Medaillen und Münzstücke mit ähnli­
chen Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 5).  

15 Richtlinie 2014/62/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zum strafrechtlichen Schutz des Euro und anderer Währungen gegen Geldfäl­
schung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2000/383/JI des Rates 
(ABl. L 151 vom 21.5.2014, S. 1). 

31. Dez. 2016 (2)  

Vorschriften für Euro-Banknoten und -Münzen  

16 Schlussfolgerungen des Rates vom 23. November 1998 und vom 5. November 
2002 zu Euro-Sammlermünzen 

31. Dez. 2010 

17 Schlussfolgerungen des Rates vom 10. Mai 1999 über ein Qualitätsmanage­
mentsystem für die Euro-Münzen 

31. Dez. 2010 

18 Mitteilung 2001/C-318/03 der Kommission vom 22. Oktober 2001 zum urhe­
berrechtlichen Schutz des Münzbilds der gemeinsamen Seite der Euro-Münzen 
(KOM(2001) 600 endg.) (ABl. C 318 vom 13.11.2001, S. 3). 

31. Dez. 2010 
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Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist 

19 Leitlinie EZB/2003/5 der Europäischen Zentralbank vom 20. März 2003 über 
die Anwendung von Maßnahmen gegen unerlaubte Reproduktionen von Euro- 
Banknoten sowie über den Umtausch und Einzug von Euro-Banknoten (ABl. L 78 
vom 25.3.2003, S. 20). 

31. Dez. 2010  

Geändert durch:  

20 Leitlinie EZB/2013/11 der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 zur Än­
derung der Leitlinie EZB/2003/5 über die Anwendung von Maßnahmen gegen un­
erlaubte Reproduktionen von Euro-Banknoten sowie über den Umtausch und Ein­
zug von Euro-Banknoten (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 43). 

31. Dez. 2014 (1) 

21 Beschluss EZB/2010/14 der Europäischen Zentralbank vom 16. September 
2010 über die Prüfung der Echtheit und Umlauffähigkeit und über die Wiederaus­
gabe von Euro-Banknoten (ABl. L 267 vom 9.10.2010, S. 1). 

31. Dez. 2012  

Geändert durch:  

22 Beschluss EZB/2012/19 der Europäischen Zentralbank vom 7. September 2012 
(ABl. L 253 vom 20.9.2012, S. 19). 

31. Dez. 2013 (1) 

23 Verordnung (EU) Nr. 1210/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Dezember 2010 zur Echtheitsprüfung von Euro-Münzen und zur Behand­
lung von nicht für den Umlauf geeigneten Euro-Münzen (ABl. L 339 vom 
22.12.2010, S. 1). 

31. Dez. 2012 

24 Verordnung (EU) Nr. 651/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 über die Ausgabe von Euro-Münzen (ABl. L 201 vom 27.7.2012, 
S. 135). 

31. Dez. 2013 (1) 

25 Beschluss EZB/2013/10 der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 
über die Stückelung, Merkmale und Reproduktion sowie den Umtausch und Einzug 
von Euro-Banknoten (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 37). 

31. Dez. 2014 (1) 

26 Verordnung (EU) Nr. 729/2014 des Rates vom 24. Juni 2014 über die Stücke­
lungen und technischen Merkmale der für den Umlauf bestimmten Euro-Münzen 
(Neufassung) (ABl. L 194 vom 2.7.2014, S. 1). 

31. Dez. 2013 (2)  

Abschnitt des Anhangs der Währungsvereinbarung entsprechend der auf Ersuchen des Heiligen Stuhls und des 
Staates Vatikanstadt getroffenen Ad-hoc-Vereinbarung des Gemischten Ausschusses über die Einbeziehung 
relevanter Bestimmungen für Einrichtungen, die im Rahmen ihrer üblichen beruflichen oder gewerblichen 

Tätigkeit Finanztätigkeiten ausüben  

Relevante Teile der folgenden Rechtsinstrumente Umsetzungsfrist 

27 Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 über den Jahresab­
schluss und den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstitu­
ten (ABl. L 372 vom 31.12.1986, S. 1). 

31. Dez. 2016 (2)  

Geändert durch:  

28 Richtlinie 2001/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Sep­
tember 2001 (ABl. L 283 vom 27.10.2001, S. 28).  
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Relevante Teile der folgenden Rechtsinstrumente Umsetzungsfrist 

29 Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 
2003 (ABl. L 178 vom 17.7.2003, S. 16).  

30 Richtlinie 2006/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 
2006 (ABl. L 224 vom 16.8.2006, S. 1).  

31 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

31. Dez. 2017 (2) 

32 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfir­
men und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 
27.6.2013, S. 1). 

31. Dez. 2017 (2)  

Geändert durch:  

33 Delegierte Verordnung (EU) 2015/62 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Verschuldungsquote (ABl. L 11 vom 17.1.2015, 
S. 37). 

31. Dez. 2017 (3)  

Ergänzt durch:  

34 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der Kommission vom 7. Januar 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmit­
telanforderungen an Institute (ABl. L 74 vom 14.3.2014, S. 8). 

31. Dez. 2017 (3)  

Geändert durch:  

35 Delegierte Verordnung (EU) 2015/923 der Kommission vom 11. März 2015 zur 
Änderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hin­
blick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderungen an In­
stitute (ABl. L 150 vom 17.6.2015, S. 1). 

31. Dez. 2017 (3) 

36 Delegierte Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung an Kreditinstitute 
(ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 1). 

31. Dez. 2017 (3)  

Vorschriften für die Erfassung statistischer Daten  

37 Leitlinie EZB/2013/24 der Europäischen Zentralbank vom 25. Juli 2013 über 
die statistischen Berichtsanforderungen der Europäischen Zentralbank im Bereich 
der vierteljährlichen Finanzierungsrechnungen (ABl. L 2 vom 7.1.2014, S. 34). 

31. Dez. 2016 (2) 
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Relevante Teile der folgenden Rechtsinstrumente Umsetzungsfrist 

38 Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. Septem­
ber 2013 über die Bilanz des Sektors der monetären Finanzinstitute (EZB/2013/33) 
(ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 1). 

31. Dez. 2016 (2)  

Geändert durch:  

39 Verordnung (EU) Nr. 1375/2014 der Europäischen Zentralbank vom 10. Dezember 
2014 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 (ECB/2013/33) über die 
Bilanz des Sektors der monetären Finanzinstitute (EZB/2014/51), ABl. L 366 vom 
20.12.2014, S. 77).  

40 Verordnung (EU) Nr. 1072/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. Septem­
ber 2013 über die Statistik über die von monetären Finanzinstituten angewandten 
Zinssätze (EZB/2013/34) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 51). 

31. Dez. 2016 (2)  

Geändert durch:  

41 Verordnung (EG) Nr. 756/2014 der Europäischen Zentralbank vom 8. Juli 2014 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1072/2013 (EZB/2013/34) über die Statis­
tik über die von monetären Finanzinstituten angewandten Zinssätze 
(EZB/2014/30) (ABl. L 205 vom 12.7.2014, S. 14).  

42 Leitlinie EZB/2014/15 der Europäischen Zentralbank vom 4. April 2014 über 
die monetären und die Finanzstatistiken (ABl. L 340 vom 26.11.2014, S. 1). 

31. Dez. 2016 (2)  

Geändert durch:  

43 Leitlinie EZB/2014/43 der Europäischen Zentralbank vom 6. November 2014 zur 
Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatistiken 
(ABl. L 93 vom 9.4.2015, S. 82).   

(1) Diese Fristen wurden vom Gemeinsamen Ausschuss für das Jahr 2013 festgelegt.  
(2) Diese Fristen wurden vom Gemeinsamen Ausschuss für das Jahr 2014 festgelegt.  
(3) Diese Fristen wurden vom Gemeinsamen Ausschuss für das Jahr 2015 festgelegt. 
(*) Die Richtlinie 2005/60/EG wurde durch die Richtlinie 2015/849/EU aufgehoben, wird aber noch bis zum Ablauf der Umsetzungs­

frist für die Richtlinie 2015/849/EU in diesem Anhang geführt. 
(**) Die Richtlinie 2006/70/EG wurde durch die Richtlinie 2015/849/EU aufgehoben, wird aber noch bis zum Ablauf der Umsetzungs­

frist für die Richtlinie 2015/849/EU in diesem Anhang geführt.“   
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LEITLINIEN 

LEITLINIE (EU) 2016/256 DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK 

vom 5. Februar 2016 

über die Erweiterung einheitlicher Regeln und Mindestanforderungen zum Schutz der 
Vertraulichkeit statistischer Daten, die von der Europäischen Zentralbank mit Unterstützung der 
nationalen Zentralbanken erhoben werden, auf die nationalen zuständigen Behörden der 
teilnehmenden Mitgliedstaaten und auf die Europäische Zentralbank in ihrer Aufsichtsfunktion 

(EZB/2016/1) 

DER EZB-RAT — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf den Artikel 127 Absatz 6, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertragung besonderer 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank (1) und insbesondere 
auf Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Artikel 5.1 der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank 
erfordert, dass die Europäische Zentralbank (EZB) mit Unterstützung der nationalen Zentralbanken (NZBen) die 
zur Wahrnehmung der Aufgaben des Europäischen Systems der Zentralbanken (ESZB) erforderlichen statistischen 
Daten entweder von den nationalen zuständigen Behörden oder unmittelbar von den Wirtschaftssubjekten 
einholt. 

(2)  Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2533/98 des Rates (2) verpflichtet die Mitglieder des ESZB, alle 
erforderlichen rechtlichen, administrativen, technischen und organisatorischen Maßnahmen zum physischen und 
logischen Schutz der vertraulichen statistischen Daten zu treffen. Die EZB legt zur Verhinderung der 
unrechtmäßigen Offenlegung sowie der unberechtigten Verwendung von vertraulichen statistischen Daten 
einheitliche Regeln fest und erlässt Mindeststandards. 

(3) Die Leitlinie EZB/1998/NP28 der Europäischen Zentralbank (3) setzt die einheitlichen Regeln und Mindestanfor­
derungen fest, die gemäß Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2533/98 erforderlich sind und ein 
grundlegendes Schutzniveau für vertrauliche statistische Daten, die von der EZB erhoben werden, gewährleisten. 

(4)  Nach Einrichtung des einheitlichen Aufsichtsmechanismus (SSM) wurden Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe d und 
Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 2533/98 durch Verordnung (EU) Nr. 2015/373 des Rates (4) 
geändert, um die Übermittlung und Verwendung der erhobenen vertraulichen statistischen Daten für die 
Ausführung der Aufgaben auf dem Gebiet der Aufsicht durch die Mitglieder des ESZB zu ermöglichen. Die 
Verarbeitung von vertraulichen statistischen Daten durch die Mitglieder des ESZB sollte einem angemessenen 
Vertraulichkeitsschutz unterliegen, wie in Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2533/98 festgelegt. 

(5)  Darüber hinaus wurde durch die Verordnung (EU) Nr. 2015/373 ein neuer Artikel 8 Absatz 4 Buchstabe a in 
Verordnung (EG) Nr. 2533/98 eingefügt, der es dem ESZB ermöglicht, vertrauliche statistische Daten an die für 
die Beaufsichtigung von Finanzinstituten, -märkten und -infrastrukturen zuständigen Behörden oder 
Einrichtungen der Mitgliedstaaten nur in dem zur Erfüllung der jeweiligen Aufgaben erforderlichen Maße und in 
einem entsprechenden Detaillierungsgrad zu übermitteln. Die Behörden oder Einrichtungen, die vertrauliche 
statistische Daten erhalten, treffen alle erforderlichen rechtlichen, administrativen, technischen und organisa­
torischen Maßnahmen zum physischen und logischen Schutz der vertraulichen statistischen Daten. 
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(1) ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 63. 
(2) Verordnung (EG) Nr. 2533/98 des Rates vom 23. November 1998 über die Erfassung statistischer Daten durch die Europäische 

Zentralbank (ABl. L 318 vom 27.11.1998, S. 8). 
(3) Leitlinie EZB/1998/NP28 vom 22. Dezember 1998 über die einheitlichen Regeln und Mindeststandards zum Schutz der Vertraulichkeit 

statistischer Einzeldaten, die von der Europäischen Zentralbank mit Unterstützung der nationalen Zentralbanken erhoben werden 
(ABl. L 55 vom 24.2.2001, S. 72). 

(4) Verordnung (EU) 2015/373 des Rates vom 5. März 2015 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2533/98 über die Erfassung 
statistischer Daten durch die Europäische Zentralbank (ABl. L 64 vom 7.3.2015, S. 6). 



(6)  Die Leitlinie EZB/1998/NP28 legt die Verpflichtungen der Mitglieder des ESZB im Hinblick auf den Umgang mit 
vertraulichen statistischen Informationen im Bereich ihrer Aufgaben außerhalb des SSM fest. Das gleiche 
Schutzniveau ist für die Übermittlung und die darauffolgende Nutzung vertraulicher statistischer Informationen 
sowohl im Hinblick auf die nationalen zuständigen Behörden der am SSM teilnehmenden Mitgliedstaaten, 
einschließlich der NZBen im Hinblick auf ihre Funktion als nationale zuständige Behörden, als auch auf die EZB 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 zu gewährleisten. 

(7)  Artikel 6 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 ermächtigt die EZB in Abstimmung mit den nationalen 
zuständigen Behörden und auf Grundlage eines Vorschlags des Aufsichtsgremiums ein Rahmenwerk zur 
Gestaltung der praktischen Modalitäten für die Durchführung des Artikels anzunehmen und zu veröffentlichen. 
Dieser sieht unter anderem vor, dass die EZB für die effektive und kohärente Funktionsweise des SSM zuständig 
ist — 

HAT FOLGENDE LEITLINE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Leitlinie sind die nachfolgend aufgeführten Begriffe wie folgt zu verstehen:  

1. „vertrauliche statistische Daten“: statistische Daten, die gemäß Artikel 1 Absatz 12 der Verordnung (EG) Nr. 2533/98 
als vertraulich eingestuft sind und in Übereinstimmung mit den Bestimmungen und für die Zwecke, wie in der 
Verordnung aufgeführt, erhoben wurden;  

2. „Schutzmaßnahmen“: geeignete Maßnahmen zum physischen und logischen Schutz der vertraulichen statistischen 
Daten;  

3. „logische Schutzmaßnahmen“: Maßnahmen, die den unberechtigten Zugang zu den vertraulichen statistischen Daten 
selbst verhindern;  

4. „physische Schutzmaßnahmen“: Maßnahmen, die den unberechtigten Zugang zu einem physischen Gebiet und zu 
physischen Medien verhindern;  

5. „physisches Gebiet“: jeder Teil eines Gebäudes, in dem sich die physischen Medien befinden, auf denen vertrauliche 
statistische Daten gespeichert sind oder über die sie übermittelt werden;  

6. „physische Medien“: Hartkopien (Papierfassungen) und Datenverarbeitungsausrüstungen (einschließlich Peripherie- 
und Speichergeräte), auf denen vertrauliche statistische Daten gespeichert oder verarbeitet werden;  

7. „national zuständige Behörde“ hat dieselbe Bedeutung wie in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013;  

8. „Berichtspflichtige“ hat dieselbe Bedeutung wie in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2533/98. 

Artikel 2 

Logischer Schutz 

(1) Die EZB und die nationalen zuständigen Behörden legen jeweils Berechtigungsregelungen und logische 
Schutzmaßnahmen für den Zugang ihrer Mitarbeiter zu vertraulichen statistischen Daten fest und setzen diese um. 

(2) Unbeschadet der Kontinuität der Systemverwaltungsfunktion wird als Mindestschutzmaßnahme eine einzige 
Benutzeridentifikation mit persönlichem Kennwort vorgesehen. 
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(3) Es werden alle geeigneten Maßnahmen getroffen, um sicherzustellen, dass vertrauliche statistische Daten so 
dargestellt werden, dass veröffentlichte Daten mindestens drei Wirtschaftssubjekte betreffen. Für den Fall, dass ein oder 
zwei Wirtschaftssubjekt(e) einen ausreichend großen Anteil darstellen, um sie indirekt identifizieren zu können, werden 
veröffentlichte Daten so dargestellt, dass ihre indirekte Identifikation verhindert wird. Diese Bestimmungen gelten nicht, 
wenn die Berichtspflichtigen oder die anderen juristischen bzw. natürlichen Personen, Rechtssubjekte oder 
Niederlassungen, die identifiziert werden könnten, ausdrücklich ihre Zustimmung zur Offenlegung gegeben haben. 

Artikel 3 

Physischer Schutz 

Unbeschadet des Artikels 4 dieser Leitlinie legen die EZB und die nationalen zuständigen Behörden jeweils Berechti­
gungsregelungen und physische Schutzmaßnahmen für den Zugang ihrer Mitarbeiter zu jedem physischen Gebiet fest 
und setzen diese um. 

Artikel 4 

Zugang Dritter 

In dem Fall, dass Dritte Zugang zu vertraulichen statistischen Daten gemäß Artikel 8 Absatz 4 Buchstabe a von 
Verordnung (EG) Nr. 2533/98 haben, stellen die EZB und die nationalen zuständigen Behörden durch geeignete 
Maßnahmen, möglichst durch einen Vertrag, sicher, dass die Vertraulichkeitsanforderungen der Verordnung (EG) 
Nr. 2533/98 und dieser Leitlinie von den Dritten eingehalten werden. 

Artikel 5 

Datenübermittlung und -netze 

(1) Sofern Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 2533/98 dies gestattet, erfolgt die Übermittlung von vertraulichen 
statistischen Daten extra muros elektronisch nach Verschlüsselung. 

(2) Die EZB und die nationalen zuständigen Behörden legen für eine solche Übermittlung vertraulicher statistischer 
Daten jeweils Berechtigungsregelungen fest. 

(3) Für interne Netze werden geeignete Schutzmaßnahmen zur Verhinderung von unberechtigtem Zugang getroffen. 

(4) Interaktiver Zugang von ungesicherten Netzen zu vertraulichen statistischen Daten ist untersagt. 

Artikel 6 

Dokumentation und Unterrichtung der Mitarbeiter 

Die EZB und die nationalen zuständigen Behörden stellen sicher, dass alle ihre Regelungen und Verfahren im 
Zusammenhang mit dem Schutz vertraulicher statistischer Daten dokumentiert sind und diese Dokumentation auf 
aktuellem Stand gehalten wird. Die betroffenen Mitarbeiter werden über die Bedeutung des Schutzes von vertraulichen 
statistischen Daten unterrichtet und über alle ihre Arbeit betreffenden Regelungen und Verfahren auf dem Laufenden 
gehalten. 

Artikel 7 

Berichterstattung 

(1) Die nationalen zuständigen Behörden unterrichten die EZB mindestens einmal im Jahr über die Schwierigkeiten 
im jeweils vergangenen Berichtszeitraum, über die zur Abhilfe getroffenen Maßnahmen und die geplanten 
Verbesserungen im Hinblick auf den Schutz von vertraulichen statistischen Daten. Die EZB erstellt mindestens einmal im 
Jahr einen entsprechenden Bericht. 
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(2) Der EZB-Rat unterzieht die Umsetzung dieser Leitlinie mindestens einmal im Jahr einer Bewertung. Zur 
Vorbereitung dieser Bewertung wird die EZB über die Berechtigungsregelungen und die Art der Schutzmaßnahmen, die 
von der EZB und den nationalen zuständigen Behörden gemäß Artikel 2, 3 und 5 dieser Leitlinie angewendet werden, 
unterrichtet und es wird ihr ein Bericht darüber vorgelegt. Die EZB berichtet dem EZB-Rat über die Anwendung dieser 
Regelungen und Schutzmaßnahmen durch die nationalen zuständigen Behörden und die EZB. 

Artikel 8 

Inkrafttreten und Umsetzung 

(1) Diese Leitlinie wird ab dem zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
wirksam. 

(2) Die nationalen zuständigen Behörden und die EZB stellen sicher, dass die Bestimmungen dieser Leitlinie auch für 
die Mitglieder ihrer Entscheidungsgremien gelten. 

(3) Die EZB und die nationalen zuständigen Behörden arbeiten darauf hin, soweit rechtlich möglich, die festgelegten 
Verpflichtungen bei der Umsetzung der Bestimmungen dieser Leitlinie auf Personen, die an der Ausführung der 
Aufgaben auf dem Gebiet der Aufsicht beteiligt und keine Mitarbeiter sind, auszuweiten. 

Artikel 9 

Adressaten 

Diese Leitlinie richtet sich an die nationalen zuständigen Behörden und die EZB im Rahmen der Ausführung ihrer 
Aufgaben gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013, soweit diese jeweils vertrauliche statistische Daten vom ESZB 
erhalten. 

Geschehen zu Frankfurt am Main am 5. Februar 2016. 

Für den EZB-Rat 

Der Präsident der EZB 
Mario DRAGHI  
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